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Österreichs Wohlstand
sinkt, die Arbeitslosigkeit
ist eben zum 32. Mal in Se-

rie gestiegen, die Teuerung liegt
weit über dem Durchschnitt der
Eurozone und insgesamt ver-
liert der Standort an Wettbe-
werbsfähigkeit. Angesichts die-
ser knappen Beschreibung der
Gegenwart würde es an ein
Wunder grenzen – oder, was we-
sentlich schlimmer wäre: an
Realitätsverweigerung –, wenn
die Zufriedenheitmit der Politik
nicht im Keller wäre.
Die Daten des jüngsten Demo-

kratiemonitors, der vomWiener
Institut Foresight seit 2018 er-
stellt wird, passen also zur
Wirklichkeit. Soziale und wirt-
schaftliche Verlustangst zählt
zuden schlimmerenFormenvon
Verunsicherung. Daran ändert
auchwenig, dass sich99von 100
Prozent der Weltbevölkerung
wohl wünschen, in einem Land
zu leben, das über den Wohl-
stand und die soziale Sicherheit
Österreichs verfügt.
Das Gefühl von Unzufrie-

denheit stand einst an der Wie-
ge der Idee von Demokratie:
Dass es sich die Vielen nicht län-
ger gefallen lassen wollten,
wenn einige wenige über ihre
Köpfe hinweg zum eigenen Vor-

teil die Macht in den Händen
hielten, wurde zum Treiber von
Mitbestimmung, die am Ende in
den pathetischen Worten Abra-
ham Lincolns zu einer „Regie-
rung des Volkes, durch das Volk
und für das Volk“ führen sollte.
So viel zur schönen Theorie.

Der Grundgedanke von Demo-
kratie, das zeigen gerade solche
Befragungen überdeutlich,
droht in Vergessenheit zu gera-
ten. Natürlich haben Bürgerin-
nen und Bürger jedes Recht, von
jeder Regierung den bestmögli-
chen Job zu erwarten und sogar
zu verlangen. Die Grundlage da-
für sind die Machtverhältnisse
in den Parlamenten. Die fallen
bekanntlich genauso wenig
vom Himmel wie die Parteien,
die in den Parlamenten und Re-
gierungen sitzen. Das Schlüssel-
wort heißt Wahlen, die darüber
hinaus frei und geheim sein
müssen, damit jeder und jede so
abstimmen kann, wie er oder sie
es wirklich will.

Nimmt in so einer politischen
Ordnung die Unzufriedenheit
mit Parteien und Regierung
überhand, liegt die Konsequenz
auf der Hand: andere Parteien
erhalten mehr Stimmen und da-
mit mehr Macht oder ganz neue
Bewegungen kommen auf und
verdrängen die alten.
So oder so: Die Bürgerinnen

und Bürger können sich nicht
aus ihrer eigenen Verantwor-
tung stehlen. Sie sind, in ihrer
Gesamtheit, der Souverän des
Staats. Mit dem Finger auf „die
da oben“ zu zeigen und sich
selbst zum Passagier zu erklä-
ren, gilt nicht. Demokratie ist
ein Mitmach-Spiel.

Dazugehört allerdings auch
die Akzeptanz, dass sich
die unerfreuliche Wirk-

lichkeit nicht einfach abwählen
lässt. Jede Gesellschaft muss
den Wohlstand zuerst erarbei-
ten, den sie umverteilen will.
Wettbewerbsfähigkeit lässt
sich nicht verordnen, der Schul-
dendienst nicht an Dritte ausla-
gern und Wohlstand nicht an
der Wahlurne bestellen. Die Kri-
se des politischen Systems ist
die direkte Folge eines unterent-
wickelten staatsbürgerlichen
Bewusstseins beim Souverän.
Und der sind wir alle.

LEITARTIKEL

„Die da oben“ gibt es nicht
Österreichs politisches System erlebt eine Vertrauenskrise. Dabei können sich die

Bürgerinnen und Bürger nicht aus der Verantwortung stehlen.

Von Walter Hämmerle
walter.haemmerle@kleinezeitung.at

Freispruch. Und alle gingen
nach Hause und lebten

glücklich bis ans Ende ihrer
Tage? Mitnichten.
Strafrechtlich ist nichts

übrig geblieben für die zwei
Chirurgen, die erlaubt haben,
dass eine 12-Jährige im OP-
Saal war, zum Bohrer griff
und zumindest ihre Hände
dabei hatte, als ein Loch für
eine Sonde in den Schädel
eines lebensgefährlich Ver-
letzten gebohrt wurde. Das
heißt aber nicht, dass außer
viel Lärm nichts war.
Es war definitiv etwas

Gravierendes für den Patien-
ten, der mit dem wieder-
kehrenden Gedanken kämpft,
dass ihn eine 12-Jährige ope-
riert hat. Das kann er sicher
nicht brauchen, zusätzlich zu
den lebensverändernden
Folgen seines schweren Schä-
del-Hirn-Traumas.
Es war definitiv etwas für

die gesamte Ärzteschaft und
für die Kages, denen der erlit-
tene Vertrauensverlust nicht
egal sein kann. Neue, strenge
Protokolle wurden einge-
führt. Trotzdem, eine Zeugin
hat im Prozess einen Patien-
ten zitiert: „Mir ist alles recht,
wenn nur keine 12-Jährige
operiert.“ Nicht lustig. Wir
müssen uns darauf verlassen
können, dass wir die best-
mögliche Behandlung be-
kommen, wenn wir sie brau-
chen.
Es war definitiv etwas für

die angeklagten Ärzte trotz
Freispruch, der für sie wichtig
und schön ist. Der Job ist
weg, zwei hochqualifizierte
Neurochirurgen, die nicht auf
Bäumen wachsen, haben ihre
Karrieren zumindest schwer
beschädigt.

Die letzten Jahre „waren die
Hölle für die Familie“,

sagte die Angeklagte. Nicht
nur für sie, diese Geschichte
hat kein Happy End.

Alfred Lobnik

DENKZETTEL

Was heißt da
Freispruch?

Die Adventzeit ist für mich auch eine Zeit der
Besinnung darauf, wie wichtig mir meine

Freundinnen sind, die seit der Kindheit über die
Jugend bis ins Erwachsenenalter in mein
Leben getreten sind.
Da ist die Freundin seit Kindergartentagen,

mit der man auch nach mehr als 50 Jahren
trotz entfernter Wohnsitze täglich telefoniert,
den Alltag, Freuden und Sorgen teilt und immer
weiß, wie wichtig man einander ist. Wie auch
bei jener Freundin, die seit Jugendtagen immer

da ist, mit der man in einer kalten Kirche einem
Konzert lauscht und sich geduldig anhört, was
im Leben eines Menschen notwendig ist und

was nicht.
Und da sind jene vier Freundinnen, die man

erst als Erwachsene kennengelernt hat und
die eine Lebensbereicherung sind – durch ihre

unterschiedlichen Charaktere, ihre manchmal
schroffe Liebenswürdigkeit, ihre Direktheit.
Solche Menschen zu haben, macht mich dankbar
und unermesslich froh! Johanna Birnbaum

Unschätzbare Frohmacherinnen
Miniaturen im Advent

WAS MICH FROH MACHT
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Hinweis: Zur vertiefenden Auseinandersetzung mit dem Thema eignen sich der Beitrag „Zweifel am 
politischen System steigt“ (Die Presse, 11. Dezember 2025) sowie die Infografik „Zufriedenheit mit der 
Politik sinkt“ (Tiroler Tageszeitung, 11. Dezember 2025).    
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„Die da oben“ gibt es nicht 

�
A) Vor dem Lesen

a) Erstellen Sie eine Liste mit mindestens drei 
Bereichen in Ihrem Leben, die von politischen 
Entscheidungen beeinflusst werden.

b)	 Halten Sie fest, was Sie unter dem Ausdruck
„Die da oben“ verstehen. Diskutieren Sie 
anschließend, ob der Ausdruck für Sie eher 
negativ, neutral oder positiv besetzt ist.

/
B) Textbearbeitung

a) Lesen Sie den Leitartikel aufmerksam durch.

b) Fassen Sie die zentralen Aussagen des Artikels 
in einer Mind-Map zusammen.

c) Arbeiten Sie heraus, welche These der Autor im 
Leitartikel vertritt.

d) Analysieren Sie, wie Walter Hämmerle das 
Verhältnis zwischen politischer Unzufriedenheit 
und Verantwortung der Bürgerinnen und Bürger 
darstellt.

e) Untersuchen Sie, mit welchen sprachlichen 
Wertungen und argumentativen Zuspitzungen 
der Autor seine Position untermauert.

f) Bewerten Sie, ob die Argumentation von Walter 
Hämmerle zur Aussage, dass sich Bürgerinnen 
und Bürger nicht aus ihrer Verantwortung
„stehlen“ können, überzeugend ist. Beziehen Sie 
dabei Beispiele aus Ihrem persönlichen Umfeld 
oder aus öffentlichen Debatten ein.

g) Deuten Sie, welches Demokratieverständnis 
dem Text zugrunde liegt.

ÿ
C) Weiterführende Aufgabe

Gestalten Sie mithilfe von Canva oder einem 
ähnlichen Tool einen kurzen, ansprechenden 
Social-Media-Post, der junge Menschen moti-
viert, aktiv an der Demokratie teilzunehmen. 
Der Post soll eine klare Botschaft enthalten 
und Jugendliche dazu anregen, sich als Teil der 
demokratischen Gemeinschaft zu verstehen. 
Berücksichtigen Sie mindestens einen der 
folgenden Aspekte:
• politische Beteiligung (z. B. wählen gehen, 

mitdiskutieren)
• gesellschaftliches Engagement (z. B. Initia-

tiven, Vereine, Ehrenamt)
• politische Information und Meinungsbildung
• persönliche Verantwortung in einer Demo-

kratie




